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Wo bleibt die Erhöhung der 
Wegstreckenentschädigung?



Sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kollegen,
bereits seit vielen Jahren mahnt der Niedersächsische Beamtenbund 
diese und vorherige Landesregierungen an, endlich die erforderlichen 
Schritte zu einer verfassungsgemäßen Beamtenalimentation in Nie-
dersachsen einzuleiten. Nunmehr hat das Niedersächsische Landes-
kabinett Mitte Mai zwei Gesetzentwürfe zur Besoldung der nieder-
sächsischen Beamtinnen und Beamten beschlossen. 

	< Übernahme Tarifergebnis

Der erste Gesetzentwurf befasst sich mit der Übernahme des im 
vergangenen Jahr vereinbarten Tarifergebnisses hinsichtlich der li-
nearen Erhöhung für die niedersächsischen Beamtinnen und Beam-
ten. Somit wird das verhandelte Tarifergebnis nunmehr auch hin-
sichtlich der linearen Erhöhung von 2,8 Prozent zum 1. Dezember 
2022 umgesetzt und bedeutet für die Kolleginnen und Kollegen 
dementsprechend eine Anhebung ihrer Bezüge. Dieser Gesetzent-
wurf war erwartet, zumal diese inhalts- und wirkungsgleiche Über-
nahme unsererseits zusammen mit dem Finanzministerium bereits 
im vergangenen Dezember vereinbart wurde. 

	< Versorgungsempfängerinnen und -empfänger

Besonders ärgerlich ist aus unserer Sicht jedoch, dass es trotz nach-
haltiger Interventionen des NBB im Ergebnis nicht gelungen ist, die 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger, beispielsweise durch 
Schaffung einer Sonderreglung zur Verbesserung der Versorgungs-
bezüge, ebenfalls zu berücksichtigen. Nach wie vor hätten wir hier 
eine gute Gelegenheit gesehen, insbesondere diejenigen zu beden-
ken, die im Rahmen einer langjährigen Arbeitsleistung ihren Anteil 
zu einem funktionierenden Gemeinwesen beigetragen haben. 

Ich darf an dieser Stelle aber bereits versichern, dass die Bemühun-
gen des NBB und seiner Landesseniorenvertretung im Interesse der 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger in Richtung der Lan-
despolitik noch weiter intensiviert werden! Eine wiederholte Ab-
kopplung dieser Gruppe kann und wird, insbesondere angesichts 
einer deutlich steigenden Inflation, auch in der Zukunft durch uns 
nicht kommentarlos akzeptiert werden. 

	< Gesetzentwurf Beamtenbesoldung

Besonders interessant ist zudem der zweite Gesetzentwurf, welcher 
sich nach Maßgabe der Landesregierung mit der Anhebung der Be-
amtenbesoldung befasst, um den verfassungsrechtlichen Vorgaben 
zur Angemessenheit der Alimentation Rechnung zu tragen. 

	< Sonderzahlung

So soll unter anderem ab dem 
1. Januar 2023 die jährliche Son-
derzahlung, also das ehemalige 
Weihnachts- und Urlaubsgeld, auf 500 Euro beziehungsweise für 
die Besoldungsgruppen bis A 8 auf 1.200 Euro angehoben werden. 
Gleichzeitig ist eine Verbesserung der Kinderzulagen geplant.

	< Erfahrungsstufen und Familienzuschläge

Weitere Bausteine sind die Streichung der ersten Erfahrungsstufen 
in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 7, die Erhöhung der kinderbe-
zogenen Familienzuschläge und die Bildung eines Familienergän-
zungszuschlages. Letzterer kommt insbesondere dann zum Tragen, 
wenn das gemeinsame Einkommen beider unterhaltspflichtiger El-
ternteile zur Wahrung des verfassungsrechtlichen Abstandsgebots 
nicht zum Tragen kommt.

	< Verbandsbeteiligung

Die vorliegenden Gesetzentwürfe liegen uns nunmehr im Rahmen 
der Verbandsbeteiligung vor und wir werden als NBB, gemeinsam 
mit unseren Mitgliedsgewerkschaften, zu beiden Vorlagen inten-
siv Stellung nehmen. Bereits jetzt zeichnen sich aber erste Einschät-
zungen ab.

Zum einen nehmen wir durchaus positiv zur Kenntnis, dass die Nie-
dersächsische Landesregierung offensichtlich unseren wiederhol-
ten Anmahnungen, die Alimentation der niedersächsischen Beam-
tenschaft endlich der bereits jetzt geltenden Rechtsprechung 
anzupassen, zumindest dahingehend gefolgt ist, durch Vorlage ei-
nes Gesetzentwurfes erste Schritte einzuleiten. Dabei ist es aber 
aus meiner Sicht wichtig zu betonen, dass es sich im Gesamtergeb-
nis maximal um einen ersten Schritt handeln darf, denn eine tat-
sächlich spürbare Verbesserung der Alimentation und gleichzeitige 
Einhaltung der verfassungsmäßigen Grundsätze ist nur in Ansät-
zen zu erkennen.

	< Zur Sache

	< Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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	< Bedenken des NBB

Ohne einer endgültigen Prüfung in unseren Reihen final vorzugrei-
fen bestehen zudem schon jetzt große Bedenken, ob die Landesre-
gierung mit diesem eigenen Maßnahmenpaket den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts tatsächlich und in ausreichender Form 
Rechnung trägt. So nehmen wir zwar grundsätzlich positiv zur 
Kenntnis, dass insbesondere die Familien in den unteren Besol-
dungsgruppen zusätzlich bedacht werden sollen. Gleichzeitig ver-
missen wir die dringend erforderliche Anpassung, beispielsweise 
durch Erhöhung der Grundgehaltsstufen, für alle Beamtinnen und 
Beamten in Niedersachsen. 

	< Verfassungsrechtliche Grundsätze

Unzweifelhaft muss dieser Gesetzentwurf, unabhängig von der 
hier vorgesehen monetären Erhöhung in einzelnen Parametern, 
zwingend den verfassungsrechtlichen Grundsätzen standhalten. 
Hier haben wir bereits im Zuge einer ersten Prüfung teilweise er-
hebliche Bedenken und werden diese im Rahmen unserer Stellung-
nahme nachhaltig deutlich machen. Insgesamt bewerten wir das 
Gesetzesvorhaben aktuell zum einen als nicht ausreichend, um den 
berechtigten Ansprüchen der Kolleginnen und Kollegen Rechnung 
zu tragen, gleichzeitig sehen wir die Schaffung neuer erheblicher 
Ungleichgewichte zwischen einzelnen Besoldungsgruppen, indivi-
duellen familiären Voraussetzungen sowie den unterschiedlichen 
Statusgruppen.

Als NBB werden wir auch weiterhin deutlich und kritisch zu den ge-
planten Gesetzesvorhaben Stellung nehmen und unsere eigenen 

Konzepte mit der Landesregierung erörtern. Aktuell dürfte der ge-
wählte Weg im Ergebnis nicht nur das Leistungsprinzip infrage stel-
len, sondern gleichzeitig für neue Diskussionen und möglicherwei-
se auch weitere Klageverfahren sorgen.

	< Fragen zur Landtagswahl

Unabhängig von diesen Entwicklungen haben wir als NBB aktuell 
die Vorsitzenden der Landtagsfraktionen und die Mitglieder des 
Landeskabinetts angeschrieben, um durch konkrete Fragestellun-
gen die jeweiligen Vorhaben in Hinblick auf die bevorstehende 
Landtagswahl zu erfragen. 

Dabei haben wir unsere Fragen insbesondere auf die Themen Per-
sonalausstattung, Berufsperspektiven, Digitalisierung der Verwal-
tung und natürlich im Schwerpunkt zur Beamtenalimentation kon-
kretisiert. Auf die Antworten aus der Landespolitik dürfen wir 
insgesamt gespannt sein, denn auch daran wird politisches Handeln 
in Bezug auf den öffentlichen Dienst zukünftig zu messen sein. Die 
Ergebnisse werden wir in den kommenden Wochen veröffentlichen. 
Es muss endlich darum gehen, den öffentlichen Dienst und insbe-
sondere die ihn tragenden Menschen perspektivisch besserzustel-
len. Unsere Beschäftigten haben sich dieses zweifelsohne verdient.

Ihr/euer

 

Alexander Zimbehl, 
1. Landesvorsitzender 

Landespressekonferenz
Am 4. Mai 2022 hat der NBB im Rahmen der 
Landespressekonferenz auf die angespannte Si-
tuation im öffentlichen Dienst in Niedersachsen 
zum wiederholten Mal aufmerksam gemacht.

Der 1. Landesvorsitzende Alex-
ander Zimbehl und der 2. Lan-
desvorsitzende Dr. Peter Specke 
erläuterten ausführlich die der-
zeitige Lage. Sie wiesen ein-
drücklich darauf hin, dass bis 
Ende 2029 rund 45.000 Stellen 
bedingt durch Altersabgänge 
neu besetzt werden müssen. 
Vorgeschlagen wurde ein „Hu-
ckepack-Verfahren“: Bedienste-
te, die in absehbarer Zeit aus-
scheiden, sollten gerade bei 
fachlich anspruchsvoller Tätig-
keit ihre Nachfolger – häufig Be-
rufseinsteiger – rechtzeitig und 
parallel einarbeiten; so könne 
ein „Wissenspool“ aufgebaut 
werden. In diesem Zusammen-
hang wurde auch darauf hinge-
wiesen, dass hinsichtlich schnel-

lerer Aufstiege und einer 
stärkeren Durchlässigkeit der 
Laufbahnen immer wieder das 
Gespräch mit der Landesregie-
rung und den Ministerien ge-
sucht wurde und wird – bislang 
allerdings ohne Erfolg. 

Sollte nicht schnellstens gehan-
delt werden, wird dies dazu füh-
ren, dass das gewohnte Leis-
tungsniveau für die Bürger nicht 
aufrechterhalten werden kann. 
Dr. Peter Specke: „Wird jetzt nicht 
aktiv von der Politik gegengesteu-
ert, muss jeder Bürger in Nieder-
sachsen damit rechnen, dass er in 
Zukunft monatelang brauchen 
wird oder Monate vergehen wer-
den, bis ein neuer Personalaus-
weis oder ein Reisepass kommt.“

Der Personalmangel zieht sich be-
reits jetzt durch die Bereiche Pfle-
ge, Bildung und Verwaltung. Ale-
xander Zimbehl: „Nach unserer 
festen Überzeugung haben nahe-
zu alle Landesregierungen der 
letzten Jahre und Jahrzehnte in 
Niedersachsen in vielen Bereichen 
nur in Legislaturperioden gedacht. 
Und das ist der entscheidende Feh-
ler gewesen. Man muss deutlich 
darüber hinaus denken, man muss 
auf Jahre und Jahrzehnte denken. 
Natürlich kann man gewisse Kri-
sen nicht voraussehen, wie bei-
spielsweise Corona, wie beispiels-
weise jetzt die Situation in der 
Ukraine. Trotz allem muss ich Vor-
sorge leisten, dass ich genug Per-
sonal zur Verfügung habe, um 
nicht nur die anstehenden, son-
dern auch die zusätzlichen Aufga-
ben zu bewältigen.“ 

Um das Problem in den Griff zu 
bekommen, muss sich auf länge-
re Sicht vieles ändern. Dies sind 
andere Strukturen, weniger Bü-

rokratie – so mussten Lebens-
mittelkontrolleure vor acht Jah-
ren für bestimmte Abläufe fünf 
Seiten ausfüllen, heute seien da-
für 15 Seiten notwendig –, und 
eventuell eine gut durchdachte 
Verwaltungsreform mit dem 
Ziel, Abläufe zu verschlanken. 
Die viel gepriesene Digitalisie-
rung wird hingegen derzeit nicht 
als eine große Chance gesehen. 
So wird erwartet, dass nach In-
krafttreten des Online-Zugangs-
gesetzes (OZG) des Bundes, nach 
dem für 575 Dienstleistungen 
die Abwicklung online möglich 
sein soll, die Bürgerinnen und 
Bürger in Niedersachsen häufig 
auf eine „Blackbox“ treffen wer-
den, denn höchstens ein Drittel 
wird real zur Verfügung stehen. 
Als Grund wird Personalmangel 
angegeben. Gerade im IT-Be-
reich ist es aufgrund der Gehalts-
struktur fast unmöglich geeigne-
tes Personal zu finden, die 
Privatwirtschaft zahlt einfach 
deutlich besser. �
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„Unser Tank ist leer – der öffentliche Dienst 
zur Handlungsunfähigkeit“
Unter diesem Motto fand am 18. Mai 2022 eine Demonstration des Niedersächsischen 
Beamtenbund und Tarifunion vor dem Niedersächsischen Landtag statt. 

Es waren Kolleginnen und Kolle-
gen von DSTG, komba, DPolG, 
VLWN, BLVN, VBE, DJG, VNSB, 
BTB, GDL, DVG und der Landes-
seniorenvertretung anwesend. 
Dafür erst einmal ein herzliches 
Dankeschön an dieser Stelle!

	< Aktuelle Situation

Hintergrund für die Demo ist 
die aktuelle Situation sowohl 
für die aktiven Beamtinnen und 
Beamten, für die Tarifbeschäf-
tigten im öffentlichen Dienst in 
Niedersachsen als auch für die 
Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger. 

Der 1. Landesvorsitzende Alex-
ander Zimbehl sprach die aktu-
ellen Themen offensiv an. Ge-
genwärtig besonders dringlich 
ist die Frage, wann die Wegstre-
ckenentschädigung endlich er-
höht wird. Die hohen Spritpreise 
wirken sich, neben den ebenfalls 
gestiegenen Energieverbrauchs-
kosten, verheerend aus.

Viele Kolleginnen und Kollegen, 
die täglich ihr privates Fahrzeug 

für dienstlich veranlasste Fahr-
ten nutzen, können diese schon 
lange nicht mehr kostende-
ckend durchführen. 

	< Alimentation

Weiteres Thema war die Unter-
alimentierung. Alexander Zim-
behl konstatierte, dass zwar ne-
ben dem Gesetzentwurf über 
die Anpassung der Besoldung 
und der Versorgungsbezüge im 
Jahr 2022 auch ein Gesetzent-
wurf zur amtsangemessenen 
Alimentation (siehe auch „Zur 
Sache“) vorliege, wies jedoch 
eindrücklich darauf hin, dass die 
dort vorgesehen Maßnahmen 
aus Sicht des NBB nicht ausrei-
chend seien.

Ein weiteres Ärgernis sei es, 
dass für die Versorgungsberech-
tigten keine zusätzliche Zah-
lung vorgesehen ist, obwohl sie 
im März keine Coronasonder-
zahlung erhalten haben. Die 
derzeitigen Preissteigerungen 
durch die Inflation treffen sie 
aber genauso wie alle anderen 
Beschäftigten!
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	< Politische Reaktion

Die Demonstrierenden nahmen 
positiv zur Kenntnis, dass durch-
aus einige Politiker in ihrer Mit-
tagspause der Plenarsitzung 
den Weg zu ihnen gefunden 
hatten und sich die Ausführun-
gen von Alexander Zimbehl an-
hörten. 

Finanzminister Reinhold Hilbers 
gab ein Statement ab. In diesem 
verteidigte er naturgemäß den 
Gesetzentwurf zur amtsange-
messenen Alimentation und 
wies darauf hin, dass auch in den 
anderen Bundesländern die Ver-
sorgungsberechtigten keine Co-
ronasonderzahlung erhalten 
hätten. Der Vorsitzende der Lan-
desseniorenvertretung, Jürgen 
Hüper, führte zu dieser Thematik 
am Rand der Demo Gespräche 
mit den Politikern, unter ande-
rem mit dem Wirtschaftsminis-
ter Bernd Althusmann.

Hinsichtlich der Wegstrecken-
entschädigung sagte er zu, dies 
nochmals im Kreis der Finanz-
minister zur Diskussion zu stel-

len. Abzuwarten bleibt, ob dies 
von Erfolg gekrönt sein wird.

Wirtschaftsminister Bernd Alt-
husmann bedankte sich aus-
drücklich bei den Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes für 
ihre geleistete Arbeit und sagte, 
dass die gesamte Landesregie-
rung dies so sieht. Zusagen hin-
sichtlich etwaiger Steigerungen 
im Besoldungsbereich oder der 
Wegstreckenentschädigung 
machte er aber auch nicht, son-
dern verwies auf die Aussagen 
von Finanzminister Hilbers.

Beendet wurde die Demonstra-
tion vom 2. Landesvorsitzenden 
des NBB, Dr. Peter Specke, der 
ebenfalls nochmals darauf hin-
wies, dass der NBB, seine Mit-
gliedsgwerkschaften und auch 
die Kolleginnen und Kollegen 
dringend ein Handeln der poli-
tisch Verantwortlichen erwar-
ten und auch einfordern.

Der NBB bedankt sich bei den 
Kolleginnen und Kollegen, wel-
che die Aktion vor Ort tatkräftig 
unterstützt haben.� ©
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Wegstreckenentschädigung – Aktivitäten im Landtag
Wie bereits in der letzten Ausgabe erwähnt, gab es im Landtag am 23. März 2022 eine Kleine 
Anfrage des MdL Christian Grascha (FDP) unter dem Titel „Anpassung der Wegstreckenent-
schädigungen in der niedersächsischen Reisekostenverordnung“, zu der es am 25. April 2022 
eine Antwort vom Niedersächsischen Finanzministerium gab. 

Im Rahmen der derzeitigen Diskussion veröffentlichen wir hier diese Anfrage mit der Antwort 
(LT-Drs. 18/11115).

	< Vorbemerkung des 
Abgeordneten

Die in den vergangenen Tagen 
und Wochen stark gestiegenen 
Diesel- und Benzinpreise belas-
ten Verbraucherinnen und Ver-
braucher in ganz Deutschland. 
In diesem Zusammenhang ist 
eine Erhöhung der Wegstre-
ckenpauschale möglich, um 
Fahrerinnen und Fahrer zu ent-
lasten.

	< Vorbemerkung der 
Landesregierung

Die Nutzung von privaten Kraft-
fahrzeugen für Dienstreisen und 
andere dienstlich veranlasste 
Reisen gemäß § 84 NBG wird in 
der Niedersächsischen Reisekos-
tenverordnung (NRKVO) und ih-
ren Verwaltungsvorschriften 
geregelt.

Beim Reisekostenrecht handelt 
es sich um ein Erstattungsrecht, 
das heißt, es werden lediglich 
die für eine ordnungsgemäße 
und zumutbare Durchführung 
der Reise notwendigen Kosten 
erstattet. Zudem unterliegt es 
dem allgemeinen Gebot zur 
wirtschaftlichen und sparsa-
men Haushaltsführung des § 7 
Abs. 1 der Landeshaushaltsord-
nung (LHO), das sowohl die Be-
hörde als auch die Dienstreisen-
de oder den Dienstreisenden 
verpflichtet, im Rahmen des 
pflichtgemäßen Ermessens und 
des Zumutbaren alles zu tun, 
um die Reisekosten so gering 
wie möglich zu halten. Des Wei-
teren sollen aus Gründen des 
Klimaschutzes grundsätzlich öf-
fentliche Verkehrsmittel für 
Dienstreisen genutzt werden. 
Die dadurch entstehenden not-

wendigen Fahrtkosten werden 
vom Dienstherrn in voller Höhe 
getragen. Wird ein Kraftfahr-
zeug für die Durchführung des 
Dienstgeschäftes benötigt, so 
soll vorzugsweise auf Dienst-
fahrzeuge zurückgegriffen wer-
den. Die Kosten hierfür über-
nimmt ebenfalls der Dienstherr.

Wenn Dienstreisende die Fahrt 
mit dem eigenen Kraftfahrzeug 
bevorzugen, was ihnen das nie-
dersächsische Reisekostenrecht 
durch die freie Wahl des Ver-
kehrsmittels zubilligt, liegt dies 
regelmäßig im überwiegend 
privaten Interesse. Die Wegstre-
ckenentschädigung (im folgen-
den WSE) gemäß § 5 Abs. 2 der 
Niedersächsischen Reisekosten-
verordnung (NRKVO; sogenann-
te kleine WSE) in Höhe von 0,20 
Euro je gefahrenem Kilometer – 
bis zu einer Höhe von maximal 
100 Euro pro Dienstreise – ist 
daher auf die durch die gele-
gentliche dienstliche Benutzung 
entstehenden Mehrkosten be-
schränkt.

Die sogenannte große WSE ge-
mäß § 5 Abs. 3 NRKVO beträgt 
0,30 Euro je Kilometer ohne Be-
grenzung auf einen Höchstbe-
trag, wenn das Kraftfahrzeug in 
erheblichem dienstlichen Inter-
esse eingesetzt wird. Zusätzlich 
trägt der Dienstherr in diesem 
Fall bei entstandenen Sachschä-
den die volle Haftung.

Bei der Festlegung des in Nieder-
sachsen – wie auch dem Bund 
und der Mehrheit der anderen 
Länder – für die große WSE an-
gewandten Betrages in Höhe 
von 0,30 Euro ist der Verord-
nungsgeber von den Anschaf-
fungs-, Unterhaltungs- und Be-
triebskosten für Kraftwagen bis 
zur unteren Mittelklasse (soge-
nannte Golf-Klasse) ausgegan-
gen. Hierbei können reisekos-
tenrechtlich – neben den in 
voller Höhe zu berücksichtigen-
den laufenden Betriebskosten 
(Kraftstoff, Nachfüllkosten für 
Motorenöl, Wagenwäsche, Pfle-
ge) – die übrigen Kosten (An-
schaffungs- und feste jährliche 

Kosten wie zum Beispiel Ab-
schreibung, Garagenmiete, Versi-
cherung, Kfz-Steuer) mit Blick auf 
die nicht ausschließlich dienstli-
che Nutzung des Kraftfahrzeugs 
in sachgerechter Weise nur antei-
lig und nicht in voller Höhe in die 
Kalkulation einfließen.

Die große WSE entspricht darü-
ber hinaus der Höhe nach dem 
Betrag, der gemäß den steuer-
rechtlichen Regelungen nach 
§ 9 Abs. 1 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG) vom Arbeitge-
ber steuerfrei erstattet werden 
kann.

	< Befürwortet die Landes-
regierung eine Anpas-
sung der Wegstrecken-
entschädigung in der 
niedersächsischen Reise-
kostenverordnung?

Die nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 Satz 8 
EStG für eine Übergangsphase 
geltenden erhöhten Entfer-
nungspauschalen, die aus-
schließlich einem teilweisen fi-
nanziellen Ausgleich der durch 
die CO2-Bepreisung entstande-
nen höheren Aufwendungen 
bei Personen mit einem beson-
ders langen Arbeitsweg dienen 
sollen, können nicht ohne Wei-
teres für die Bemessung der rei-
sekostenrechtlichen WSE her-
angezogen werden. Ob dies im 
Falle einer Erhöhung der regulä-
ren Entfernungspauschale im 
EStG anders zu beurteilen wäre, 
müsste zu gegebener Zeit beur-
teilt werden.

Da in den Fällen, in denen die 
Nutzung des privaten Kraft-
fahrzeugs nicht im erheblichen 
dienstlichen Interesse, sondern 
hauptsächlich in dem der oder 
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des Dienstreisenden selbst 
liegt, diese Nutzung nicht in ver-
gleichbarem Maß durch den 
Dienstherrn gefördert werden 
kann, zöge darüber hinaus eine 
Erhöhung der großen WSE nicht 
als zwingende Folge auch eine 
Erhöhung der kleinen WSE nach 
sich. Dies ist insbesondere auch 
unter Berücksichtigung klima-
schutzrechtlicher Aspekte zu 
betrachten.

Sowohl die Kostenentwicklung 
als auch die Entwicklung des 
Reisekostenrechts anderer 
Dienstherren mit der Zielset-
zung, eventuelle Handlungser-
fordernisse zu verifizieren, wer-
den kontinuierlich beobachtet. 
In diesem Rahmen werden auch 
regelmäßig Bund-Länder-Um-
fragen durchgeführt. Eine sol-
che Verifizierung mit dem Er-
gebnis, dass eine Neubewertung 
der Höhe der WSE erfolgen soll-
te, setzt voraus, dass die stei-
genden Energiepreise sowie 
sonstige Kosten, die durch den 
Betrieb eines Kraftfahrzeuges 
entstehen, voraussichtlich auf 
einem dauerhaft deutlich höhe-
ren Niveau verbleiben.

Sollte hierbei vonseiten des 
Bundes im Rahmen dauerhaft 
steigender Energiekosten eine 
Erhöhung der grundlegenden 

Entfernungspauschale im Ein-
kommensteuerrecht beschlos-
sen werden, wird – in ergebnis-
offener Abstimmung mit dem 
Bund und den anderen Ländern 
– eine genauere Beurteilung im 
Hinblick auf die Höhe der reise-
kostenrechtlichen Wegstre-
ckenentschädigungen gemäß 
§ 5 Abs. 2 und 3 NRKVO vorzu-
nehmen sein.

Eine Anpassung der im nieder-
sächsischen Reisekostenrecht 
verankerten Beträge für die 
Wegstreckenentschädigungen 
hängt demnach von der Ent-
wicklung unterschiedlicher äu-
ßerer Faktoren ab. Die Fragen 2 
und 3 können daher derzeit 
nicht beantwortet werden, da 
die zum Abschluss einer politi-
schen Willensbildung erforder-
lichen geänderten Vorausset-
zungen noch nicht vorliegen.

	< Zwischenzeitlich gibt  
es eine weitere Anfrage 
vom 18. Mai 2022 (LT-
Drs. 18/11276) zu dieser 
Thematik vom Abgeord-
neten Dr. Marco Genthe 
(FDP)

Insbesondere Beamte des Lan-
des Niedersachsen, die sich um 
Betriebsprüfungen und Steuer-
fahndung kümmern oder im 

Vollstreckaußendienst tätig sind, 
nutzen für dienstlich bedingte 
Fahrten mitunter private Kraft-
fahrzeuge. Die anfallenden Kos-
ten aufgrund von dienstlich ver-
anlassten Reisen im Sinne des 
§ 84 NBG werden auf Grundlage 
der Niedersächsischen Reisekos-
tenverordnung (NRKVO) erstat-
tet. In der Mai-Ausgabe des Nie-
dersachsen Magazins wurde 
unter anderem darüber berich-
tet, dass die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft landesweite Akti-
onen gestartet habe, um eine 
Erhöhung der Wegstreckenent-
schädigung zu erreichen, da die 
aktuell gültigen Entschädigungs-
sätze vor dem Hintergrund der 
steigenden Energiekosten nicht 
mehr ausreichten. 

Aus einer Antwort der Landes-
regierung auf die Kleine Anfrage 
zur schriftlichen Beantwortung 
von Abgeordneten der Fraktion 
FDP aus März 2022 geht hervor, 
dass Dienstreisen mit dem eige-
nen Pkw überwiegend im priva-
ten Interesse der Beamten sind 
(Drucksache 18/11115). 

1. Wie viele Kilometer dienst
licher Reisen wurden im ver
gangenen Jahr durch Privat-
kraftfahrzeuge in erheblichem 
dienstlichem Interesse gefah-
ren? 

2. Welche Kosten sind dem Land 
durch entsprechende Fahrtkos-
tenerstattungen entstanden? 

3. Welche Kosten wären dem 
Land entstanden, wenn für die-
selben Fahrten Dienstfahrzeuge 
hätten zur Verfügung gestellt 
werden müssen? 

4. In welchen Bundesländern 
werden höhere Wegstrecken-
entschädigungen gezahlt? 

5. Verfügt die Landesregierung 
über die notwendigen Kapazitä-
ten, um jede dienstlich veran-
lasste Fahrt durch die Bereitstel-
lung von Dienstfahrzeugen zu 
kompensieren? 

6. Was tut die Landesregierung, 
um die Nutzung von privaten 
Pkw für Dienstfahrten zu för-
dern? 

7. Plant die Landesregierung 
eine Erhöhung der Wegstre-
ckenentschädigung, um die ge-
stiegenen Energiekosten auszu-
gleichen? Wenn ja, in welcher 
Höhe? 

Da dieses Thema derzeit stark 
im Fokus unserer aktuellen Ar-
beit steht, werden wir darüber 
selbstverständlich weiter be-
richten.�

Parlamentarischer Abend des NBB
Erstmals seit 2019 fand am 18. Mai 2022 wieder der Parlamentarische 
Abend des Niedersächsischen Beamtenbund und Tarifunion statt. 

Im sehr stimmungsvollen Ambi-
ente des Prunksaals des Erlebnis-
zoos Hannover trafen der Lan-
desvorstand des NBB und die 
Vertreterinnen und Vertreter der 
Mitgliedsgewerkschaften und 
-verbände mit Ministern, Staats-
sekretären und Abgeordneten 
des Niedersächsischen Landtags 
zusammen, um sich über aktuel-
le Themen auszutauschen. 

So konnten unter anderem der 
Vizepräsident des Niedersäch
sischen Landtags, Matthias 

Möhle (SPD), der stellvertre
tende Ministerpräsident und 
Wirtschaftsminister Dr. Bernd 
Althusmann (CDU), die Justizmi-
nisterin Barbara Havliza (CDU) 
und auch der Finanzminister 
Reinhold Hilbers (CDU) begrüßt 
werden.

Der 1. Vorsitzende des NBB, Ale-
xander Zimbehl, nutzte seine 
Begrüßung, um auf die Themen 
– unter anderem Besoldungser-
höhung, Alimentation, Weg-
streckenentschädigung –, die 

den öffentlichen Dienst aktuell 
in Niedersachsen beschäftigen, 
hinzuweisen. 

Er betonte in diesem Zusam-
menhang, dass gerade die ver-
gangenen zwei Jahre von den 
Beschäftigten viel abverlangt 
hätten und sich dies nun auch 
monetär auswirken muss, um 
die immer wieder gepriesene 
Wertschätzung nicht nur mit 
Worten zum Ausdruck zu brin-
gen, sondern dem auch Taten 
folgen zu lassen.

Matthias Möhle, der ein Gruß-
wort für die Abgeordneten 
sprach, stimmte dem voll und 
ganz zu und bedankte sich aus-
drücklich bei den anwesenden 
Vertretern der Gewerkschaften 
für die geleistete Arbeit und 
brachte die Wertschätzung des 
öffentlichen Dienstes durch den 
Landtag zum Ausdruck.

In der entspannten Atmosphäre 
wurden viele interessante Ge-
spräche geführt und auch spezi-
fische Themen, die den Gewerk-
schaftsvertretern unter den 
Nägel brennen, konnte ange-
sprochen werden.
�
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Sozial- und Erziehungsdienst 2022

„Wir sind in die Verlängerung ge-
gangen, haben noch einen Tag 
drangehängt und gekämpft, um 
diesen ordentlichen Kompro-
miss zu erzielen“, resümierte dbb 
Verhandlungsführer Andreas 
Hemsing am 18. Mai 2022 in Ber-
lin gegenüber der Presse. 

„Es gibt konkrete Perspektiven 
und einen Einstieg beim wichti-
gen Thema ,Entlastung‘. Lange 
Zeit hat die VKA (Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeber-
verbände) vor allem beim Thema 
Entlastung versucht, jeglichen 
Fortschritt zu blockieren. Genau 
deshalb war es wichtig, dass es 
uns gelungen ist, unsere Schlag-
zahl bei Demos und Streiks in der 
letzten Woche noch einmal 

deutlich zu erhöhen. Danach war 
klar, dass es sich für die Arbeitge-
ber nicht lohnen würde, auf Zeit 
zu spielen.“ 

Nach vielen Gesprächen auf Ar-
beitsebene zwischen den Ver-
handlungsrunden lagen alle 
Fakten und Optionen auf dem 
Tisch, als die Verhandlungsfüh-
rer am 16. Mai 2022 in Potsdam 
zusammenkamen. 

„In dieser dritten Runde haben 
wir konstruktiv auf einen Kom-
promiss hingearbeitet“, führte 
Hemsing weiter aus. „Dazu ge-
hört, dass wir auch Teile unseres 
Forderungspakets nicht weiter-
verfolgen konnten. In der Ge-
samtbetrachtung jedoch haben 

wir viel von dem erreicht, was 
für unsere Kolleginnen und Kol-
legen direkt und spürbar Ver-
besserungen erbringt.“

Das Einigungspapier mit allen 
Ergebnisbestandteilen ist auf 

den Sonderseiten des dbb unter 
www.dbb.de/sue nachlesbar. 
Dort finden sich auch alle weite-
ren Infos zum Verlauf der SuE-
Verhandlungen.  
� Quelle: dbb

BLVN verteidigt seine Petition für eine bessere Besoldung der 
Lehrkräfte für Fachpraxis vor dem Petitionsausschuss
Ende 2021 reichte der BLVN beim Niedersäch
sischen Landtag eine Petition ein, um endlich 
eine bessere Besoldung der Lehrkräfte für Fach-
praxis zu erreichen. Der BLVN verfolgt diese 
Forderung schon seit vielen Jahren sehr hartnä-
ckig, aber zu oft schon wurden wir in dieser Sa-
che von der Politik abgewiesen oder vertröstet. 

Zunächst ist eine solche Petition 
aber mit der Hürde verbunden, 
über das Internet mindestens 
5.000 Menschen zu finden, die 
eine solche Petition mitzeichnen 
und damit ihre Unterstützung 
dafür ausdrücken – und der al-
lergrößte Teil der eingereichten 
Petitionen scheitert genau dar-
an, genügend Unterstützung 
einzuwerben. Im Januar dieses 
Jahres war aber klar, dass der 
BLVN es geschafft hatte: Wir 
hatten die Marke von 5.000 Mit-
zeichnungen übersprungen. Das 
allein darf als ein historischer Er-
folg des BLVN gelten!

Mit diesem Erfolg verbunden 
war nun das Recht, die Petition 
vor dem Petitionsausschuss zu 
verteidigen. Der Ausschuss be-

schließt danach darüber, ob er 
dem Landtag empfiehlt, die Pe-
tition zu verwerfen, ob er ihm 
empfiehlt, sie zu diskutieren 
oder ob er ihm sogar empfiehlt, 
sie anzunehmen. Es galt also, vor 
dem Ausschuss eine überzeu-
gende Leistung abzuliefern. Am 
27. April war es dann so weit. Vor 
dem Ausschuss traten Judith 
Wolff von der Sahl als Leiterin 
der AG für Fachpraxis, Andreas 
Mechelhoff als Mitglied der AG 
für Fachpraxis und Ralph Böse 
als Vorsitzender des BLVN auf. 
Mit im Saal saßen zahlreiche 
Vertreterinnen und Vertreter 
des BLVN als Unterstützung, die 
den Vortrag verfolgten. Mit ei-
nem mulmigen Gefühl nahmen 
alle zur Kenntnis, dass die Lan-
desregierung „Gegenwind“ in 

den Ausschuss beordert hatte – 
sowohl vonseiten des Finanzmi-
nisteriums als auch vonseiten 
des Kultusministeriums, um eine 
Gegendarstellung zu unserer 
Forderung zu liefern. Es zeigte 
sich aber, dass die Präsentation 
und die anschließende Verteidi-
gung der Petition des BLVN nicht 
besser hätte laufen können. Die 
drei Petenten des BLVN waren 
auf den Punkt vorbereitet, spiel-
ten sich gekonnt die Bälle zu und 
lieferten eine perfekte Vorstel-
lung. Die anschließende Vertei-
digung übernahm der Vorsitzen-
de des BLVN und konterte die 
Argumente des Finanz- und des 
Kultusministeriums sehr über-
zeugend. Auch aus den Reihen 

des Petitionsausschusses kam 
immer wieder Unterstützung für 
unsere gerechte Sache. 

Am Ende gab es bei allen Betei-
ligten des BLVN strahlende Ge-
sichter und allerbeste Laune. Wir 
haben alles gegeben – nun liegt 
es in der Hand des Petitionsaus-
schusses zu entscheiden. So wie 
es gelaufen ist, sind wir hoff-
nungsfroh, dass uns das Kunst-
stück gelungen sein könnte, den 
Ausschuss zu überzeugen. Der 
Petitionsausschuss wird in eini-
gen Wochen sein Votum be-
kannt geben. Wir sind gespannt 
und halten euch auf dem Lau-
fenden.
� Ralph Böse, BLVN

	< Judith Wolff von der Sahl, Andreas Mechelhoff, Ralph Böse (von links)

	< Die Kernpunkte des Kompromisses 

Aufwertung: 
	> SuE-Zulage von 130 Euro monatlich (Entgeltgruppe S 2 bis S 11a) 
	> SuE-Zulage von 180 Euro monatlich (Entgeltgruppe S 11b bis S 12 
sowie S 14 und S 15 Fallgruppe 6) 

Entlastung: 
	> zwei Entlastungstage pro Jahr zur Regeneration 
	> Wahlrecht: teilweise Umwandlung der SuE-Zulage für bis zu zwei 
weitere Entlastungstage 

Perspektiven und Attraktivität verbessern, beispielsweise durch:
	> Verkürzung der Stufenlaufzeiten ab Oktober 2024 (= Einkommen 
steigt schneller) 
	> Heraushebungsmerkmale erweitert (= mehr Höhergruppierungen) 
	> Zulage für Praxisanleitung in Höhe von 70 Euro monatlich 
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